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1.
Neue Ausbildungsverträge im Handel, Einstiegsqualifikationen, Ausbildungsplätze für 2005 

Der Handel hat sehr massgeblich zum Gelingen des Ausbildungspaktes in 2004 beigetragen: In den drei Großberufen des Handels gab es deutliche Zuwächse. Bei den Kaufleuten im Einzelhandel, dem am stärksten besetzten Beruf, konnte ein Plus von 3,2% auf 29.986, bei den Verkäufern sogar ein Plus von 13,5% auf 17.159 und bei den Kaufleuten im Groß- und Aussenhandel ein Plus von 9,2% auf 15.660 erreicht werden. Das auch schon sehr erfreuliche gesamtwirtschaftliche Plus von 2,8% konnte vom Handel also deutlich übertroffen werden. Bundeswirtschaftschaftsminister Clement hatte zu Recht beim Besuch eines Handelsunternehmens (REWE in Mainz) im Rahmen der auch von der Bundesregierung stark forcierten Aktivitäten zur Mobilisierung neuer Ausbildungsplätze gesagt, dass der Ausbildungspakt ohne den Handel nicht erfolgreich sein könne.
Die regionalisierten Vertragsdaten (auf Landesebene) für die drei Handelsberufe finden Sie im Anhang dieser Ausgabe des Bildungs-Info. An dieser Stelle folgen die Bundesdaten für einige der Berufe, deren Vertragszahlen das BIBB bereits veröffentlicht hat:

Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge in ausgewählten Berufen 2004

	Beruf
	Verträge 30.09.
2004
	Veränderung 2004 zu 2003 in %
	Veränderung 2004 zu 1992 in %

	Kaufmann/Kauf-frau im Einzelhandel
	29.986
	3,2
	-4,3

	Kfz-Mechaniker/in
	25.584
	7,7
	-4,3

	Bürokaufmann/frau
	24.122
	0,1
	-11,1

	Energieelek-troniker
	21.397
	13,7
	-14,0

	Industriekaufmann/frau
	19.315
	4,2
	-19,9

	Koch/Köchin
	17.547
	5,0
	76,1

	Friseur/in
	16.721
	4,8
	-8,4

	Kaufmann/frau im Groß- und Aussenhandel
	15.660
	9,2
	-22,6

	Arzthelfer/in
	14.872
	-3,9
	-27,8

	Vier IT-Berufe von 1997
	14.764
	2,5
	Berufe noch nicht verfügbar

	Kaufmann/frau für Bürokommunikation
	13.717
	12,6
	150,4

	Maler/in und Lackierer/in
	13.659
	3,6
	16,6

	Bank- und Sparkassenkaufmann/frau
	12.809
	-2,4
	-51,9

	Fachverkäufer/in im Nahrungsmittelhandwerk
	11.681
	7,5
	69,3

	Tischler/in
	9.844
	-0,1
	-31,2


Quelle: BIBB-Erhebung zum 30.09.
Die Unterschiede zwischen den  Veränderungsraten sind 2004 beträchtlich. Sie fallen aber auch im langfristigen Vergleich sehr stark auf. Dies zeigt zum einen sich verändernde Bedarfe an Berufen und auch sich verändernde Nachfrage nach Ausbildungsberufen auf. Deutlich wird aber auch, dass die grundlegende Erneuerung und Erweiterung der Berufelandschaft, die 1995/96 entscheidend von der Wirtschaft initiiert wurde, unverändert wichtig ist und intensiv fortgesetzt werden muss. Umsetzbare Vorschläge liegen auf dem Tisch, weitere Neuordnungsvorhaben laufen und führen in 2005 und 2006 zu neuen oder erneuerten Ausbildungsberufen.

Genauso wie es nur begrenzt möglich erscheint, mit den derzeitigen Ausbildungsbetrieben die anstehenden Ausbildungsaufgaben zu lösen, so ist es kaum möglich, nur auf die vorhandene Berufspalette zu setzen: Wiur brauchen nicht nur neuen und zusätzliche Ausbildungsbetriebe, wir brauchen auch neue und zusätzliche Ausbildungsberufe.
Die Bundesagentur für Arbeit (BA) hat jetzt ihre Jahresabschlussbilanz zum Ausbildungspakt veröffentlicht. Darin sind auch verlässliche Zahlen über die bisher den Agenturen gemeldeten und noch nicht besetzten Plätzen für betriebliche Einstiegsqualifikationen enthalten. Den Agenturen wurden bis Ende Dezember insgesamt 27.974 Plätze gemeldet, davon waren Ende Dezember 2004 noch 15.542 oder 55,6% noch nicht besetzt. Ein Drittel der Plätze entfällt auf den Handel (9.347); von den noch nicht besetzten Plätzen entfielen 36,2% auf den Handel. Auch bei den Einstiegsqualifikationen hat der Handel ein besonders anerkennenswerten Beitrag geleistet.
Ein Ausblick auf 2005: Die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen steigt weiter an – wohl nur im Westen. Also gilt es, im 2. Jahr des Ausbildungspaktes wieder alles zu tun, um das betriebliche Ausbildungsangebot zu steigern. Auch müssen gegen Ende des Jahres wieder Plätze für Einstiegsqualifikationen und andere berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen aktiviert werden. Die monatliche Berufsberatungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit gibt gewisse Hinweise auf die Entwicklungen bei Angebot und Nachfrage nach Ausbildungsstellen, aber auch nur soweit, wie Betriebe und Bewerber die Agenturen bei ihren Suchaktivitäten einschalten. Und jetzt nach nur 3 Monaten sind die Zahlen noch aus dem Grund nicht besonders aussagefähig, weil die Konzentration aller Beteiligten sich auf die Nachvermittlung des Jahrgangs 2004 richtete. Dennoch zur Information: Das bislang gemeldete Ausbildungsangebot liegt derzeit noch eher unter dem Niveau des gleichen Vorjahresstandes.
2.
Bildungsforum Handel  

E-Learning ist auch im Handel auf dem Vormarsch. Mehr Unternehmen und Bildungseinrichtungen, zum Beispiel die Bildungszentren und Fachschulen der Einzelhandelsverbände, entdecken die Chancen, die E-Learning bietet. Bei allem Taten- und Entwicklungsdrang wird aber auch sehr deutlich, dass E-Learning-Produkte zu erarbeiten und erfolgreich zu platzieren aufwendig ist. Denn einfach die „Skripte“ oder Lehrmaterialien aus Präsenzlehrgängen in E-Learning oder Computer Based Trainings einzusetzen, funktioniert nicht. Lernen am PC unterliegt anderen Gegebenheiten. Und E-Learning als vollständige Alternative zu Präsenzlernen klappt auch nur sehr selten; also ist Blended Learning – die Kombination von E-Learning mit Präsenzphasen – das aktuelle Aktivitätsfeld.
So sehen es aufgrund der gewonnenen Erfahrungen auch die Beteiligten am unter Federführung der Zentralstelle für Berufsbildung im Einzelhandel (zbb) in den vergangenen Jahren durchgeführten Projektes „Bildungsforum Handel“, das insgesamt acht Bildungszentren und Fachschulen des Handels durchgeführt haben. Gefördert wurde das Projekt vom Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit (BMWA). Die Abschlußtagung des Projektbeirats fand Anfang Dezember 2004 in Berlin statt. Die beteiligten Bildungseinrichtungen aus Neu Königsaue/Springe, Oberursel, Dresden, Marburg, München und Neustadt/Weinstrasse sowie die zbb präsentierten ihre aktuellen, zum Teil in Kooperation mit Unternehmen durchgeführten Konzepte (z. B. Handelsfachwirt Online, Rating für Handelsunternehmen, Ausbildung der Ausbilder, spezielle und exemplarische Warenkunden, arbeitsrechtliche Praxisfragen, Fachlehrgänge wie Arteriosklerose und Fettstoffwechselstörungen). Alle Bildungseirnichtungen betonten den grossen Nutzen einer fundierten Tele-Tutor-Qualifizierung. Während des Projektes konnte auch die Weiterbildungsdatenbank für den Handel der zbb auf einen neuen Stand und eine neue Softwarelösung gebracht werden.
Fazit zu www.bildungsforum-handel.de aus Sicht des HDE: Ein sehr gelungener Beitrag für die zukunftsgerechte Gestaltung der Aus- und vor allem Weiterbildung im Handel. Das BMWA hat ein sehr sinvolles Projekt gefördert; zbb und die mitwirkenden Bildungseinrichtungen haben es sehr gut umgesetzt. Jetzt kommt es darauf an, die neuen Chancen in weitere E-Learning-Konzepte umzusetzen und intensiv mit Handelsunternehmen zusammenzuarbeiten, um ein dauerhaftes und bedarfsgerechtes E-Learning-Bildungsangebot am Markt zu platzieren.
3.
Unternehmerische Selbstständigkeit fördern 
Auch während der Berufsausbildung ist es möglich, Qualifikationen zu vermitteln, die unmittelbar auf die Übernahme einer Position in der beruflichen Selbständigkeit vorbereiten helfen. Dies ist in verschiedenen Modellversuchen, Projekten und vor allem in der Praxis nicht zuletzt auch im Handel belegt worden. Konsequenterweise wurde dieses Anliegen auch in der neuen Struktur der modernisierten Einzelhandelsberufe berücksichtigt – nicht ganz so, wie eigentlich sinnvoll, aber doch immerhin als frei wählbare, nicht in der normalen Ausbildungsabschlussprüfung abbrüfbaren Zusatzqualifikation.
Hannelore Paulini-Schlottau aus dem Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) hat sich mit diesem Thema besonders beschäftigt – im Rahmen der Neuordnung der Einzelhandelsberufe und in einem Projekt, dessen Abschlußbericht jetzt veröffentlicht wurde. Dieses Projekt befasste sich schwerpunktmäßig mit Einzelhandel, Tourismus und Gastronomie. Im empirischen Teil, der sich zu guten Teilen auf eine Befragung von Unternehmern stützt, gibt es interessante Facts zu selbstständigen Händlern:

· 60% der Befragten haben ihr Unternehmen selbst gegründet, 40% haben ein anderes Unternehmen übernommen, was im Schnitt aber schon etwa 10 Jahre zurückliegt. 50% haben ihr Unternehmen mit einem Partner zusammen gegründet, 14% sind Franchise-Nehmer, 50% sind einer Einkaufskooperation angeschlossen, 11,5% pflegen andere Kooperationsformen.

· Fast die Hälfte hat mindestens das Fachabitur, 30% die mittlere Reife und immerhin noch 20% der befragten selbstständigen Händler hat als höchsten Schulabschluß den Hauptschulabschluß vorzuweisen.
· Bemerkenswert ist auch die Berufsausbildung der befragten Selbstständigen im Einzelhandel: Nur 40% hat einen Ausbildungsberuf im Einzelhandel abgeschlossen, 30% haben einen handwerklichen Beruf erlernt, fast jeder 6. hat keinen Beruf erlernt, der Rest verteilt sich auf sonstige Ausbildungsberufe.

· Weiterführende berufliche Abschlüsse haben zwei Drittel der Befragten vorzuweisen: 31% einen (Fach-)Hochschulabschluß, 11% einen Fachschulabschluß, 17% einen Meisterabschluß, 7,4% einen Betriebswirtabschluß und 3,7% einen Fachwirtabschluß.

· Etwa ein Fünftel der Händler hatte vor der beruflichen Selbstständigkeit eine abhängige Beschäftigung ohne Personalverantwortung ausgeübt, mehr als die Hälfte (59%) konnte hingegen schon vorher Erfahrungen bei der Führung von Mitarbeitern sammeln; 13,4% waren vorher Inhaber eines anderen Unternehmens, 3% waren vorher arbeitslos.

· Branchenerfahrung aus der Zeit vor der Selbstständigkeit ist ein wichtiges Qualifikationsmerkmal für erfolgreiche Händler: 7,5% hatten bereits mehr als 20 Jahre, 22% 11 bis 20 Jahre, 22% 6 bis 10 Jahre und 26% 1 bis 5 Jahre Erfahrung im Einzelhandel sammeln können. Im Schnitt sammelten die befragten Händler etwa 8 Jahre Berufserfahrung im Einzelhandel, bevor sie den Schritt in die Selbstständigkeit gewagt haben.

· Es gibt eine ganze Reihe von betriebswirtschaftlichen Qualifikationen, die Unternehmer mehr oder auch weniger intensiv beherrschen müssen. Ohne besondere Branchendifferenzierung ergibt sich folgende Rangfolge (die wichtigste zuerst):

· Finanzierung

· Marketing

· Kostenrechnung, Controlling

· Personalwesen

· Standortentscheidung

· EDV, IuK-Technologien

· Langfristige Planung, Strategie

· Bilanzierung, Buchführung

· Recht

· Steuern
· Befragt man nun die Händler danach, welche Qualifikation „weniger wichtig/unwichtig“ (wwu) sei, dann erhält man für die künftige Gestaltung von Aus- und Weiterbildungsgängen im Handel hilfreiche Antworten:
· Kostenrechnung/Control-ling: 3,8% wwu

· Personalwesen: 8,2% wwu

· EDV/IuK-Technologien: 12,9% wwu

· Steuern: 34,8% wwu.

· Im Projekt wurden die Händler auch nach der Bedeutung „spezieller fachlicher Qualifikationen“ befragt. Hier die Rangfolge (1 = sehr wichtig, 4 = unwichtig):

· Kommunikation mit Kunden: 1,08

· Produkt- und Angebotskenntnisse: 1,42

· Kalkulation, Preisbildung: 1,46

· Liquiditätsplanung: 1,67

· Umgang mit Reklamationen, Beschwerdemanagement: 1,71

· Kommunikation mit Lieferanten/Veranstaltern: 1,73

· Beschaffung/Sortiments-planung: 1,75

· Kommunikation mit Banken: 1,79

· Verkaufs- und Leistungsabrechnung/Zahlungsverkehr: 1,81

· Kenntnisse betriebswirtschaftlicher Kennzahlen: 1,88

· Lagerwirtschaft: 2,16

· Arbeitsschutz: 2,28

· Umweltschutz: 2,37
· Versicherungen: 2,47

· Fremdsprachen: 2,67

· Auslandserfahrung: 3,05.

· Wie sollten nach Meinung der Unternehmer „Unternehmerische Qualifikationen“ in der Ausbildung verankert werden? Nur 11% meinen, sie sollten für alle verbindlich vorgesehen werden – eine Variante, die derzeit zumindest in gewissem Umfang seitens BMWA und BMBF gewünscht wird; 32% sehen sie als „nicht verbindliche alternative Wahlqualifikation“ und 57% präferieren sie als „ergänzende freiwillige Zusatzqualifikation“ - also die Variante, die in der neuen Verordnung über die Einzelhandelsberufe umgesetzt wurde.

Paulini-Schlottau bietet über diese auszugsweise wieder gegebenen empirischen Daten noch viel mehr an hilfreichen Informationen:

· Existenzgründerseminare werden analysiert,

· Ergebnisse der Gründungsforschung werden aufbereitet,

· Ausgewählte Aktivitäten zur Förderung unternehmerischer Selbstständigkeit aus unterschiedlichen Bildungsbereichen (Schulen, Ausbildung, Weiterbildung, Hochschulen) werden dargestellt,

· Internationale Entrepeneurship-Ansätze bieten erheblichen Neuigkeitswert.

Weiterführend ist schließlich auch die Entwicklung erster Ansätze für ein Qualifizierungskonzept, das, weil es so nahe liegt, sich auf die in den neuen Einzelhandelsberufen gefundene Lösung stützt, grossen Wert auf Prozessorientierung legt und auf die geregelte Weiterbildung ausgedehnt wird.
Dieses Plädoyer für die deutlich bessere Verankerung beruflicher Selbstständigkeit in der beruflichen Aus- und Weiterbildung, das Plädoyer für die Implementierung von Entrepeneurship als wichtigem politischen Leitziel ist eine Bereicherung für die anstehenden Aufgaben zur Modernisierung der beruflichen Bildung.

Hannelore Paulini-Schlottau: Unternehmerische Selbstständigkeit fördern – Eine Aufgabe für die Berufsbildung, 210 Seiten, ISBN 3-7639-1046-8, W. Bertelsmann Verlag, Bestellnummer 110.455, service@wbv.de, Bielefeld 2004, 22,90 Euro.

4.
E-Learning: Leitfaden des BMWA
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit (BMWA) hat einen Leitfaden für E-Learning-Nutzer und -Produzenten vorgestellt. Damit soll die Beantwortung u.a. folgender Fragen erleichtert werden, die häufig gestellt werden: 

Wie sieht die Einführung von E-Learning-Angeboten in Unternehmen konkret aus? Wo findet man die passenden E-Learning-Angebote? Wie überprüft man die Qualität von E-Learning-Anwendungen? Wie motiviert man Mitarbeiter für E-Learning?
Der Leitfaden zielt auf die Erfahrungen und Erkenntnisse des BMWA-Leitvorhabens LERNET (www.lernet.info),
in dem 11 Projektkonsortien anwendungsbezogene Best-Practice-Lösungen zur mehr als 150 Lernthemen aus rund 20 Branchen und öffentlicher Verwaltung entwickelt und erprobt haben. Innovationen von LERNET spiegeln sich z.B. in der Entwicklung von zeit- und kosteneffizienten Produktionsprozessen und flexiblen Finanzierungs- und Erlösmodellen, die sich an wirtschaftlichen Möglichkeiten und am Bedarf der Zielgruppen orientieren. Für die Akzeptanz und die Marktfähigkeit von eLearning muss die Kosten-Nutzen-Relation stimmen. LERNET hat den Nachweis erbracht, dass E-Learning eine kostengünstige, zeit- und bedarfsorientierte Wissenvermittlung gewährleisten kann.

Das BMWA wollte nun im Rahmen von LERNET zwei neue Meilensteine setzen. Bei dem neuen LERNET-Förderschwerpunkt "Content-Sharing" geht es um die Entwicklung eines Marktplatzes zum kommerziellen Austausch von Lern-Content, um so weitere Zeit-, Qualitäts- und Kostenvorteile zu generieren. Beim zweiten Förderschwerpunkt "Qualitätsinitiative eLearning in Deutschland" (Q.E.D.) geht es um die Entwicklung eines harmonisierten Qualitätsmodells, das durch Markttransparenz zu mehr Investitionssicherheit für Anwender und bessere Vermarktungschancen für Anbieter führen soll.

Der Leitfaden richtet sich insbesondere an Weiterbildungs-Verantwortliche in kleinen und mittleren Unternehmen und öffentlichen Verwaltungen, um aktuelle Entwicklungen und Einsatzmöglichkeiten von E-Learning  zu verdeutlichen. E-Learning-Produzenten bzw. Content-Hersteller sowie Trainer und Dozenten finden in der Broschüre fundierte Anregungen zur markt- und zielgruppengerechten Aufbereitung von elektronischen Lernangeboten. Die Autoren des Leitfadens (MMB Institut für Medien- und Kompetenzforschung) haben besonderen Wert auf praktische Anwendbarkeit gelegt. Konkrete Fragestellungen dienen dabei als Orientierungshilfe.

Der Leitfaden (Dokumentation Nr. 540) steht in deutscher und englischer Sprache zum kostenlosen Download auf den Internetseiten des BMWA zur Verfügung. Die Druckfassung kann über die Broschürenstelle des BMWA bezogen werden:

Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit (BMWA), Postfach 30 02 65; 53182 Bonn, Tel.: (01888) 6 15 - 41 71, Bestellfax: (0228) 42 23 - 4 62, www.bmwa.bund.de.
5.
Maastrichter Erklärung zu Credit Points
Am 14. Dezember 2004 haben die EU-Bildungsminister in Maastricht die nächste Etappe im so genannten Kopenhagen-Prozess (zuvor noch Brügge-Prozess) begonnen, der die Grundlage für einen europäischen Raum der Berufsbildung schaffen soll. 

Zentrales Ergebnis der Konferenz ist das Kommuniqué von Maastricht. Mit diesem Kommuniqué haben die für Berufsbildung zuständigen Minister aus insgesamt 32 Staaten (25 EU-Staaten, vier Beitrittskandidaten sowie drei EFTA/EEA Staaten), die europäischen Sozialpartner und die Europäische Kommission eine verstärkte Zusammenarbeit im Bereich der beruflichen Bildung beschlossen. Hauptziel der Aktivitäten ist es, die Berufsbildungssysteme in Europa zu modernisieren, um so für die europäische Wirtschaft und den europäischen Arbeitsmarkt mehr Wettbewerbsfähigkeit zu erreichen und gleichzeitig allen europäischen Bürgern die Möglichkeit zum Erwerb von Qualifikationen und Kompetenzen zu geben, die sie für die sich entwickelnde Wissensgesellschaft und den europäischen Arbeitsmarkt benötigen. Grundlage hierfür bleibt, dass die Mitgliedstaaten die Zuständigkeit für ihre jeweiligen Berufsbildungssysteme besitzen.
Um diese Ziele zu erreichen, sollen sich notwendige Reformen und Investitionen auf vier zentrale Bereiche konzentrieren:

· Verbesserung des Image und der Attraktivität der Berufsbildung, um die Teilnahme an beruflicher Aus- und Weiterbildung zu erhöhen
· Qualitätssteigerung und –siche-rung in den Berufsbildungssystemen sowie Förderung von Innovationen, um die europäische Berufsbildung weltweit wettbewerbsfähig zu machen
· Verknüpfung von Berufsbildung und Arbeitsmarktnachfrage (vor allem hinsichtlich des demografischen Wandels)
· bessere Einbindung von gering qualifizierten Personen (immerhin rund 80 Millionen Menschen zwischen 25-64 in der EU).
Im Kommuniqué werden darüber hinaus folgende Ansatzpunkte für Maßnahmen auf nationaler und auf europäischer Ebene genannt:
· Auf nationaler Ebene soll eine Modernisierung und Qualitätsverbesserung der Berufsbildungssysteme durch gemeinsame Grundsätze und den Einsatz gemeinsamer Instrumente (z.B. Europass) sowie durch strategische Partnerschaften zwischen dem öffentlichen und privaten Bereich (Public-Private-Partnerships) vorangebracht werden. Dabei soll auf nationaler Ebene auch der ständigen Weiterentwicklung der Kompetenzen von Lehrkräften und Ausbildern besondere Bedeutung beigemessen werden. Für Projekte zur Erreichung der oben genannten Ziele können Gelder aus dem Europäischen Sozialfonds wie dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung beantragt werden. Ebenso sollen lernförderliche Arbeitsumgebungen und offene Lernansätze besonders gefördert werden.

· Auf europäischer Ebene stehen mit dem Beschluss zur Entwicklung eines europäischen Qualifikationsrahmens (European Qualification Framework, EQF) und eines Leistungspunktesystems für die europäische Berufsbildung (European Credit Transfer System for Vocational Education and Training, ECVET) die zwei zentralen Instrumente zur Umsetzung der gemeinsamen Ziele, insbesondere zur Erhöhung der Transparenz und Vergleichbarkeit, fest. Die EU-Ministerkonferenz hat für die Entwicklung und Einführung dieser zwei Instrumente keinen konkreten Zeitrahmen vorgegeben. Ziel ist es jedoch, auf der Konferenz der europäischen Hochschulvertreter und –politiker (sog. Bologna-Gruppe) im Mai 2005 in Bergen bereits einen ersten EQF-Entwurf vorliegen zu haben. Bei ihrem Follow-up Treffen im Dezember 2006 wollen die EU-Minister dann über erste Erfahrungen mit dem Qualifikationsrahmen und dem Leistungspunktesystem diskutieren. Jeweils eine europäische Arbeitsgruppe zu EQF und ECVET wird in den nächsten Monaten konkrete Vorschläge ausarbeiten. In Deutschland sind die Sozialpartner in den entsprechenden nationalen Arbeitsgruppen vertreten. 

Während einer Pressekonferenz im Rahmen des EU-Ministertreffens wurde zudem der neue Europass von Bildungskommissar Jan Figel vorgestellt. Der offizielle Start des neuen Europasses findet am 31. Januar unter luxemburgischer Ratspräsidentschaft statt. Der neue Europass soll das europaweit gemeinsame "Markenzeichen" und das Rahmenkonzept für ein Bewerbungsportfolio, das mehrere "Transparenzinstrumente/ Transparenzdokumente" zusammenfasst, bilden. Die Nutzung des EUROPASS erfolgt nach dem Prinzip der Freiwilligkeit. Der Europass wird zukünftig aus fünf Teilbereichen bestehen: 

· dem Europass Lebenslauf,

· dem Europass Mobilität,
· dem Europass Diplomzusatz,
· der Europass Zeugniserläuterung,

· dem Europass Sprachenportfolio.
Kerninstrument ist der Europass Lebenslauf, der jeder interessierten Person in elektronischer Form (in allen Mitgliedssprachen der EU) leicht zugänglich sein soll. Der Europass Lebenslauf gibt über die formal erworbenen Qualifikationen einer Person hinaus auch Informationen zu sozialen und interkulturellen Kompetenzen und ermöglicht es damit, auch informell erworbene Qualifikationen darzustellen. 

BMBF-Staatssekretär Catenhusen wertete die Maastrichter Ergebnisse als wichtigen Schritt zur Verbesserung der Mobilität bei der beruflichen Bildung in Europa. Deutsche Arbeitnehmer und Auszubildende können seiner Ansicht nach zukünftig im Ausland erworbene  Qualifikationen einfacher verwerten. Darüber hinaus werden beruflich erworbene Kompetenzen und Qualifikationen leichter international vergleichbar. Mit einem Kreditpunktesystem werde auf europäischer Ebene die Mobilität bei der beruflichen Bildung gestärkt. Darüber hinaus werde in Deutschland die Durchlässigkeit zwischen den Bildungsbereichen verbessert.
Aus Handelssicht ist es wichtig, praktikable und umsetzbare Maßnahmen zu entwickeln, um die Gleichwertigkeit von beruflicher und allgemeiner Bildung wirklich zu fördern. Die Vergabe von Leistungspunkten muss sich an Kompetenzen und Qualifikationen orientieren, nicht daran, in welchem Bidlungsbereich sie erworben wurden. Jetzt gibt es grosse Chancen für die berufliche Bildung, endlich dem Ziel der Gleichwertigkeit mit hochschulischen Ausbildungsabschlüssen näher zu kommen. Zudem ist zentral, dass es endlich auch auf europäischer Ebene gelingt, die deutschen Berufsbildungsabschlüsse gleichwertig einzuordnen und nicht mehr gegenüber schulischen Ausbildungsabschlüssen anderer Länder zu diskriminieren.
6.
Rürup: Studiengebühren und kostenlose Vorschule
Prof. Dr. Bert Rürup, Mitglied im Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, hat sich für Einführung von Studiengebühren und für kostenlose Kindergärten ausgesprochen. Er bezeichnete es jüngst als "Skandal, dass für Kindergärten Beiträge verlangt werden, aber ein Studium nichts kostet". Bei den Kindern werde der Grundstein für die Bildung quer durch alle sozialen Schichten gelegt, sagte er. Die Kindergärten müssten sich zu Vorschulen entwickeln. Kinder müssten gezielt an die Schule herangeführt werden. Außer in Deutschland geschehe dies bereits überall in Europa. 
7.
Weiterbildung und soziale Milieus 
Über eine (ungleiche) Wahrnehmung von Witerbildungschancen in den verschiedenen Bevölkerungsgruppen wird seit langem diskutiert, insbesondere über deren Ursachen und möglicherweise hilfreiche Strategien zur Überwindung tatsächlicher oder vermeintlicher Weiterbildungsbarrieren. Nicht selten ist die Ernüchterung gross, wenn man sich die Beteiligungsquoten an Bildungsmaßnahmen anschaut, auf deren Teilnahme ein rechtsanspruch besteht oder die kostenlos sind. Nun denn, mit der Milieuforschung ist vielleicht ein neuer Ansatz gefunden worden, der Weiterbildungsbeteiligung, ihre Unterschiede und ihre Einflussfaktoren besser als andere zu analysieren vermag. Allerdings stellt sich auch bei der Milieuforschung die Frage, ob nicht soziale Gruppen möglicherweise zu stark aggregiert werden müssen, um zu aussagefähigen Ergebnissen zu kommen.
Eine neue Studie verbindet Ergebnisse der Milieuforschung mit Ergebnissen der Weiterbildungsbeteiligungsforschung und entwickelt hieraus Konsequenzen für ein milieuspezifisches Weiterbildungsmarketing, das den Weiterbildungsträgern neue Ansätze für die Chancenverbesserung auf einem umkämpften Weiterbildungsmarkt bieten will.
Ein aktuelles Modell für Milieuforschung hat SINUS SOCIOVISION Ende der 90er Jahre entwickelt. Auf dieser Grundlage ergeben sich in der Studie von Barz und Tippelt folgende Strukturdaten für die verschiedenen Milieugruppen und ihre jeweiligen Weiterbildungsquoten:
	Soziale Milieus
	Quantitative Verteilung
	Milieuspezifische Teilnah-mequoten an beruflicher Weiterbildung
	Milieuspezifische Teilnahmequo-ten an allgmeiner  Weiterbildung

	Etablierte
	12,3%
	59%
	44,8%

	Postmaterialisten
	11,1%
	53%
	48%

	Moderne Performer
	8,5%
	67%
	47,4%

	Konservative
	5,4%
	45%
	27,7%

	Traditionsverwurzelte
	12,1%
	45%
	29,9%

	DDR-Nostalgische
	5,5%
	46%
	25,6%

	Bürgerliche MItte
	17,3%
	50%
	39,8%

	Konsum-Materialisten
	10,8%
	61%
	36,3%

	Experimentalisten
	6,4%
	65%
	57,5%

	Hedonisten
	10,4%
	49%
	42,9%

	Gesamt/

Durchschnitt
	100,0
	54%
	41%


Quelle: Barz, Tippelt, Band 1, S. 13 und 23 und Band 2, S. 15
Barz und Tippelt entfalten in ihrem zweibändigen Werk zunächst in Teil 1 in sehr detaillierter und sehr facettenreicher Form ein „Milieuhandbuch für die Weiterbildungspraxis“. Die einzelnen Milieus werden vorgestellt und hinsichtlich

· Lebenswelt und soziale Lage,

· Bildungserfahrungen,

· Bildungsverständnis,
· Weiterbildungsinteressen,

· Weiterbildungsbarrieren,

· Persönlichkeitsentwicklung und –verständnis,

· Gesundheitsbewusstsein und -bildung,

· Kompetenzziele und –erwerb,

· Informelles Lernen,

· Ansprüche an Methode und Ambente von Weiterbildung,

· Weiterbildungsmarketing,

· Nutzen und Image von Anbietern (wobei ein gewisser Schwerpunkt auf den VHS liegt)

charakterisiert und analysiert. Aufbereitet werden neben Konsequenzen für ein milieuspezifisches Weiterbildungsmarketing der Anbieter auch didaktische Hinweise für eine milieuspazifische Angebots- und Programmplanung (siehe hierzu auch www.zielgruppen-portfolio-weiterbildung.de).

In Band 2 werden neben einer Zusammenfassung zur Milieuanalyse aus Band 1 die Datengrundlagen aus den Weiterbildungsumfragen aufbereitet, das Forschungsvorhaben im Überblick dargestellt und schließlich Weiterbildungsinteressen und –verhalten in milieuspezifischer Zuspitzung einer gründlichen, aber auch zugepitzten Analyse unterzogen. Mit dem Milieuansatz gelingt es den Autoren, die Lücke zwischen Zielgruppenansatz und Adressatenorientierung praxisrelevant und für die Forschung fruchtbar zu schließen. Weitere Analysen werden folgen, insbesondere hinsichtich einer Konzentration auf didaktische Handlungsfelder und ausgewählte Trägergruppen.

Barz, Heiner/Tippelt, Rudolf (Hrsg.): Weiterbildung und soziale Milieus in Deutschland,

- Band 1, Praxishandbuch Milieumarketing, DIE spezial, Hrsg: Deutsches Institut für Erwachsenenbildung (DIE), 192 Seiten, ISBN 3-7639-1902-3, Bestellnr. 85/0001, EURO 39.90, W. Bertelsmann Verlag, Bielefeld 2004.

- Band 2, Adressaten- und Milieuforschung zu Weiterbildungsverhalten und –interessen, 144 Seiten, ISBN 3-7639-1903-1, Bestellnr. 85/0002, EURO 39.90, W. Bertelsmann Verlag, Bielefeld 2004
- Beide Bände im Doppelpack: 336 Seiten, ISBN 3-7639-1904-x, Bestellnr. 85/0003, EURO 69.90, W. Bertelsmann Verlag, Bielefeld 2004 (www.wbv.de)
8.
BAG-Urteil zur Probezeit im Berufsausbildungsverhältnis nach vorhergehendem Arbeitsverhältnis 

Das BAG hat sich mit der Frage der Zulässigkeit einer Probezeit im Berufsausbildungsverhältnis nach vorhergehendem Arbeitsverhältnis beschäftigt und in einem Urteil folgendes festgestellt:
Das Berufsausbildungsverhältnis beginnt mit der Probezeit, die mindestens einen Monat dauern muss und höchstens drei Monate betragen darf (§ 13 BBiG). Das gilt auch dann, wenn das Ausbildungsverhältnis sich an ein Arbeitsverhältnis anschließt. Haben die Parteien im Berufsausbildungsvertrag die höchstzulässige Probezeit von drei Monaten vereinbart, ist die in dem vorhergehenden Arbeitsverhältnis zurückgelegte Zeit nicht auf die Probezeit anzurechnen, auch nicht, soweit die gesetzliche Mindestfrist von einem Monat überschritten wird. Die Parteien dürfen die gesetzliche Höchstfrist für die Probezeit auch bei einem vorangegangenen Arbeitsverhältnis ausschöpfen, wenn sie den Zeitraum von drei Monaten für die Prüfung erforderlich halten, ob der Auszubildende für den gewählten Beruf geeignet ist.
Während der Probezeit kann das Berufsausbildungsverhältnis nach § 15 Abs. 1 BBiG jederzeit ohne Einhalten einer Kündigungsfrist gekündigt werden. Im Unterschied zu einem Arbeitsverhältnis (§ 622 Abs. 3 BGB) muss damit bei einer Kündigung während der Probezeit eine Kündigungsfrist von zwei Wochen nicht eingehalten werden. Das Absehen von jeglicher Frist in § 15 Abs. 1 BBiG verstößt nicht gegen den Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG.
Der zu behandelnde Fall: Auf Ausbildungsvergütung für die Zeit vom 18. bis zum 31. Oktober 2002 hatte ein Auszubildender geklagt, der vor dem Beginn des Berufsausbildungsverhältnisses am 15. August 2002 im Einzelhandelsunternehmen der Beklagten als Hilfskraft im Verkauf beschäftigt war. Die Klage hatte vor dem Sechsten Senat des Bundesarbeitsgerichts keinen Erfolg. Die Beklagte hatte das Berufsausbildungsverhältnis am 17. Oktober 2002 und damit während der im Berufsausbildungsvertrag vereinbarten dreimonatigen Probezeit ohne Einhalten einer Kündigungsfrist gekündigt. Da ihr Kündigungsschreiben dem Kläger noch am selben Tag zugegangen war, endete das Berufsausbildungsverhältnis der Parteien am 17. Oktober 2002.
Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 16. Dezember 2004 - 6 AZR 127/04 -; Vorinstanz: LAG Baden-Württemberg - Kammern Mannheim -, Urteil vom 21. Januar 2004 - 13 Sa 66/03 -.
9.
Planspiele: Aktueller Katalog des BIBB
Planspiele in der beruflichen Aus- und Weiterbildung sind besonders gut geeignet, den zukünftigen Berufsalltag zu simulieren: Jugendliche wie Erwachsene können sich mit ihrer Hilfe bereits während der Ausbildung mit wichtigen Aufgaben ihrer späteren beruflichen Tätigkeit vertraut machen und den „Ernstfall“ trainieren. Die Multimedia-Handreichung „Planspiele in der beruflichen Bildung“ (Fachbuch mit CD-Rom), die das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) seit dem Jahr 2000 jährlich in einer aktualisierten Fassung veröffentlicht, wurde bisher von der Praxis so stark nachgefragt, dass Neuauflagen zumeist nur wenige Monate nach ihrem Erscheinen bereits wieder vergriffen waren. Mit einer vierten, erweiterten Auflage, die für Anfang 2005 in Vorbereitung ist, will das BIBB ein weiteres Mal dem großen Interesse nach diesem Ausbildungsmedium Rechnung tragen.
Gefragt bei der Praxis ist nach Erkenntnissen des BIBB vor allem der in der Veröffentlichung vorgestellte Planspielkatalog, der z. Zt. rund 450 deutschsprachige Planspiele auflistet, ihre Einsatzmöglichkeiten in der Praxis beschreibt und zusätzlich spielbare Demo-Versionen verschiedener Angebote präsentiert. Für die aktualisierte Neuauflage der Publikation werden daher nicht nur bereits erfasste Planspielangebote auf den neuesten Stand gebracht; berücksichtigt werden sollen auch die jüngsten Neuentwicklungen und Trends im Planspielmarkt. Damit der Katalog einen möglichst lückenlosen Überblick über das deutschsprachige Planspielangebot garantiert, werden Hersteller von Planspielen, Verlage mit Planspielangeboten sowie Anbieter von Planspielwettbewerben und von Planspieltraineraus- und -fortbildung vom BIBB aufgefordert, in der Multimedia-Handreichung des BIBB: „Planspiele in der beruflichen Bildung“, über ihr Angebot zu informieren. 
Angebote können im BIBB-Planspielforum unter www.vernetzt-denken.de direkt mitgeteilt werden.

10.
Gute Ausbildung im Handel: Wettbewerbe 
Leistungswettbewerbe sind ein interessanter Weg, um für gute Ausbildung, besseren Berufsnachwuchs, hohes Engagement in der Ausbildung, für Anerkennung von Qualifizierungsleistungen und persönlichem Engagement zu werben, die guten Leistungen öffentlichkeitswirksam zu dokumentieren und auch im Vergleich zu anderen Ausbildungsbereichen zu dokumentieren, dass Aus- und Weiterbildung gerade im Handel einen besonders hohen Stellenwert geniessen.

Erstmals vergeben wurde Ende vergangenen Jahres von der LebensmittelPraxis der Preis „Ausbilder des Jahres“. Eine sehr ansprechende und dem Anlass auch sehr angemessene, richtig festliche Veranstaltung in Bad Neuenahr bot den Rahmen, um in sechs Kategorien richtig gute Ausbilderleistungen zu prämieren. Ein Bericht über diese Veranstaltung findet sich in der Nr. 24/2004 der LP. Hier nur die Hauptzitate der Preisträger, die zugleich die Leitlinien der Ausbilder für die Ausbildungsdurchführung und –ziele widerspiegeln:

· „Azubis sind vollwertige Mitglieder im Team“, Lutz Otto, Minimal-Markt in den Hauptbahnhof-Promenaden Leipzig

· „Blick über den Tellerrand ermöglichen“, Andreas Gehrke, Kaufhof Berlin am Ostbahnhof

· „Ganzheitlich handeln, weitsichtig denken“, Claudia Klebach, Rewe Supermarkt Mengerskirchen

· „… aber laufen müssen sie allein“, Martina Walter, Edeka Neukauf Schöneiche

· „Wir tragen soziale Verantwortung“, Uwe Baherke, Real-Markt Oberndorf

· „Freude am täglichen Umgang mit Menschen“, Karin Gaida, Konsumgenossenschaft Leipzig.

Im April 2005 beginnt bereits die nächste Asschreibungsrunde der Lebensmittelpraxis für den Wettbewerb „Ausbilder des Jahres“ (http://lp.lpvnet.de/index.asp).

Bereits jetzt läuft die Ausschreibungsrunde für den Wettbewerb für hervorragende Ausbildung im Handel (Einzel-, Groß-, Aussenhandel und Handelsvertretungen): Es geht um den Rudolf-Egerer-Preis 2005. Insbesondere sollen ausgezeichnet werden Handelsunternehmen, die erhebliche Anstrengungen unternehmen, um trotz wirtschaftlich schwieriger Situation die Ausbildung des Nachwuchses ausrechtzuerhalten und sogar noch zu erhöhen. 
Erinnert wird mit diesem Preis an den Gründer des Bildungszentrums des Bayerischen Handels, Dr. Rudolf Egerer. Bewerben können sich bayerische Handelsunternehmen bei der Akademie Handel (Raphaela.Schuster@akademie-handel.de, Fax: 089/55145-12). 
Grundlage für die Entscheidung der Jury ist ein bis zum 15.2.2005 bei der Akademie Handel eingereichter Fragebogen, der bei der Akademie Handel (s.o.) erhältlich ist. Auch hier ist wieder ein sehr würdiger Rahmen für die Preisverleihung geplant, die im Frühjahr 2005 in der Münchner Residenz stattfindet.
11. Ausbildungsvergütungen 2004: Wirklich nur schwach gestiegen?
Das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) hat die jährliche Ausbildung der Datenbank Ausbildungsvergütungen vorgenommen und unter dem Titel „Tarifliche Ausbildungsvergütungen 2004: Sehr schwacher Anstieg vor allem im Westen“ veröffentlicht. Dieser „sehr schwache Anstieg beläuft sich auf 0,8% und hat sich gegenüber dem Vorjahr (durchschnittliches Plus von 2,3%) zwar deutlich verringert. Ob der Zuwachs aber hilfreich war im Sinne der gesamtwirtschaftlichen und –gesellschaftlichen Aufgabe, mehr betriebliche Ausbildungsplätze zu ermöglichen, kann aus bildungsökonomischer Sicht sehr wohl bezweifelt werden. Denn zusammen mit den Lohnzusatzkosten sind die Ausbildungsvergütungen mit rund 50% der Bruttoausbildungskosten der gewichtigste Kostenfaktor, der unmittelbar auch zu zusätzlichen Ausgaben für jeden Betrieb führt, der höhere Ausbildungsvergütungen zu zahlen hat. Dass es in 2004 erstmals seit einigen Jahren wieder gelungen ist, mehr betriebliche Ausbildungsverträge abzuschliessen, steht dem nicht entgegen: Das Plus hätte noch grösser ausfallen können, wenn bei der Behandlung der Ausbildungsvergütungen mehr Sorgfalt im Interesse der jungen Menschen hätte walten können.
Das BIBB stellt im wesentlichen folgende Daten vor:
617 € im Monat verdienten die Auszubildenden im Jahr 2004 durchschnittlich in Westdeutschland. Der Durchschnitt der tariflichen Ausbildungsvergütungen erhöhte sich mit 0,8 % deutlich schwächer als im Vorjahr, in dem die durchschnittliche Vergütung um 2,3 % angestiegen war (s. Schaubild 1). In Ostdeutschland betrugen die tariflichen Ausbildungsvergütungen in 

2004 durchschnittlich 526 € im Monat. Der Anstieg um 1,7 % war fast genauso hoch wie im Jahr zuvor (1,8 %). Der Abstand zum westlichen Tarifniveau blieb weiterhin unverändert: Seit 2001 wurden in den neuen Ländern durchschnittlich 85 % der 

westlichen Vergütungshöhe erreicht. 

Für das gesamte Bundesgebiet lag der tarifliche Vergütungsdurchschnitt 2004 bei 601 € pro Monat und damit um 1,0 % über dem Vorjahreswert (595 €). 

Zwischen den Ausbildungsberufen gab es erhebliche Unterschiede in der Vergütungshöhe (siehe Schaubild im Anhang). Zu den grossen Handelsberufen (jeweils Durchschnitt über die gesamte 3- bzw. 2jährige Ausbildungsdauer):
· Kaufmann/frau im Einzelhandel:

· West: 670 €

· Ost: 602 €

· Kaufmann/frau im Groß- und Außenhandel: 

· West: 681 €

· Ost: 625 € 

· Verkäufer/in: 

· West: 625 €

· Ost: 562 €

Insgesamt verteilten sich die Ausbildungsvergütungen in den untersuchten Berufen im Jahr 2004 wie folgt:

· In Westdeutschland bewegten sich die Vergütungen für 55 % der Auszubildenden zwischen 500 € und 700 €. Weniger als 500 € erhielten 15 % der Auszubildenden, wobei Vergütungen unter 400 € eher Ausnahmen darstellten; mehr als 700 € gingen an 30 % der Auszubildenden.

· In Ostdeutschland waren für 46 % der Auszubildenden Vergütungen von 500 € bis 700 € zu verzeichnen. Unter 500 € lagen die Vergütungen für 48 % der Auszubildenden, für 19 % sogar unter 400 €. 6 % der Auszubildenden erreichten mehr als 700 €. 

Die vollständigen Daten finden Sie unter www.bibb.de.
12.
Bildungsmonitor Deutschland 

Eine Studie der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft mit dem Titel "Bildungsmonitor Deutschland" wurde Ende November 2004 veröffentlicht. Untersucht werden in allen Bundesländern die Bildungsbereiche Vor- und Grundschule, allgemein bildende Schule, berufliche Bildung und Hochschule. Die Studie deckt erhebliche Unterschiede auf. Die Bundesländer im Gesamtvergleich:

· Es liegt ein deutliches Nord-Süd-Gefälle der Länder hinsichtlich einer wachstumsstimulierenden Bildungspolitik vor, dessen Ausprägung zunimmt.
· Baden-Württemberg und Bayern liegen insgesamt an der Spitze, gefolgt von Thüringen und Sachsen. Schlusslichter sind das Saarland, Sachsen-Anhalt, Bremen und Berlin.
· Kein Bundesland erreicht das Niveau international führender Bildungsnationen wie Finnland und Kanada.
· Die Qualität und Ausgestaltung der Bildungssysteme beeinflusst auch die wirtschaftliche Entwicklung des jeweiligen Bundeslandes.

Die Bewertung erfolgte anhand vier bildungsökonomischer Ziele:

- Bildungsabschlüsse: Bremen, Hamburg sowie Nordrhein-Westfalen können in weit überdurchschnittlichem Maße Kinder, Jugendliche und angehende Akademiker in Qualifizierungsprozesse einbinden und zu einem erfolgreichen Abschluss führen. Bayern erreicht hier nur ein durchschnittliches Ergebnis.
- Ausbildungsqualität: Bei der Sicherung der Ausbildungsqualität und der Verlässlichkeit von Zertifikaten landeten Bayern, Baden-Württemberg und Thüringen auf den ersten drei Plätzen.

- Effizienz der Bildungsausgaben/Engagement der öffentlichen Haushalte: Bayern und Brandenburg setzten ihre finanziellen und personellen Ressourcen am effizientesten ein. Enorm aufholen müssen dagegen Bremen und Berlin. Dass mit Ausnahme Sachsen-Anhalts alle ostdeutschen Bundesländer überdurchschnittliche Ergebnisse erzielen, ist vor allem auf die ausgewogenere Altersstruktur bei den Lehrkräften und die kurzen Studienzeiten zurückzuführen.

- Innovationskraft: Beim Vergleich der technologischen Leistungsfähigkeit und Innovationskraft liegt Schleswig-Holstein deutlich vorne.

Institutionelle Ebenen:

- Elementar- und Primarbereich: Bei der frühzeitigen Förderung von Kindern erbringt Thüringen herausragende Leistung. Dagegen weist vor allem Bremen deutliche Defizite auf.
- Allgemeinbildende Schulen: Bayern und Sachsen haben die Nase vorn.

- Berufliche Bildung: Baden-Württemberg und Bayern heben sich deutlich vom übrigen Bundesgebiet ab. Dagegen ist die Situation in Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen und insbesondere in Berlin Besorgnis erregend.

- Hochschulbereich: Im Gegensatz zu den anderen institutionellen Ebenen der Bildungslaufbahn zeichnet sich der Hochschulbereich durch eine relativ große Homogenität aus.

Reformvorschläge der Experten:

- Bildungsabschlüsse: Die Bundesländer müssen eine hohe Quantität und Qualität der Abschlüsse sicherstellen. Für Bayern, Sachsen und Thüringen gilt die Herausforderung, wie man mehr junge Menschen stärker in Bildungsprozesse integriert und ihnen den Weg zum Abschluss höherer Bildungsgänge ebnet. Vor allem in Bayern bleiben Begabungsreserven unerschlossen. Für die übrigen Bundesländer erhält die Anhebung der Ausbildungsqualität besondere Priorität. Deshalb müssen die Voraussetzungen geschaffen werden, dass Zertifikate Qualifikationen in einem Umfang attestieren, die sichere Rückschlüsse auf die Kenntnisse und Fähigkeiten der jungen Menschen ermöglichen.

- Bildungsausgaben: Der finanzielle und materielle Ressourceneinsatz muss effizienter erfolgen, insbesondere in weiten Teilen Westdeutschlands.

- Hochschulen: Es muss mehr Wettbewerb an und zwischen den Hochschulen zugelassen werden.

Eine erste Bewertung:

Die INSM-Studie zeigt den Bundesländern auf, welchen bildungspolitischen Themen sie sich künftig stärker annehmen müssen und welche Bundesländer dabei Vorbilder sein können. Dabei darf aber nicht vergessen werden, dass kein Bundesland höchsten internationalen Ansprüchen genügt.

Bundesweite Standards und ein funktionierendes Qualitätssicherungssystem sowohl für die Vor- und Grundschulen als auch für die allgemein bildenden Schulen und für die Berufsschulen sind unbedingt notwendig. Hier hat die KMK erste Weichen gestellt, allerdings erst sehr spät und nach hilfreichem externen Druck.

Dass ausgerechnet im Hochschulbereich - wo Heterogenität und Leistungsunterschiede nicht nur unproblematisch, sondern sogar ausgesprochen erwünscht sind - das höchste Maß an Leistungshomogenität erreicht wird, stellt möglicherweise eines der interessantesten Ergebnis der Studie dar und ist ein weiterer Beleg für das völlig auf dem Kopf stehende Bildungssystem in Deutschland. Die Studie stützt damit auch die Forderung nach mehr Autonomie von Hochschulen, die sie brauchen, um ein eigenes Profil zu bilden und den Ressourceneinsatz effizienter zu gestalten.

Die vollständigen Ergebnisse der INSM-Studie können im Internet unter www.insm.de abgerufen werden.

13.
Föderalismuskommission: Gescheitert an der Hochschulpolitik
Kurz vor Ende des Jahres 2004 und ganz kurz vor dem Fest des Friedens - Weihnachten – gab es eine politisch heftige Eruption: Politik und Medien hatten sich schon fast darauf eingerichtet, dass die Föderalismuskommission doch in ihrer Abschlusssitzung am 17.12.2004 einen gemeinsamen Vorschlag zur Neugestaltung der bundesstaatlichen Ordnung vorlegt, da platzte der Knoten doch noch nicht: An der Frage der Hochschulpolitik haben sich Regierung und Opposition, Vertreter von Bundestag und Bundesrat zerstritten. Die Bundesregierung wollte mehr Kompetenzen, als nur über Hochschulabschlüsse und Hochschulzugang mitreden zu dürfen; dies wollten die Länder nicht, die zum Teil das komplette Monopol für die Bildungspolitik beanspruchten. Mit dem unsinnigen Verbot von Studiengebühren hat die Bundesregierung zuvor auch eine Steilvorlage geliefert. Nach kurzer Schrecksekunde verschwanden die Politiker in die Weihnachtsferien, nicht ohne angedeutet zu haben, dass dies nicht das Ende der Bemühungen um eine Reform des Föderalismus, um eine Entflechtung der Zuständigkeiten von Bundestag und Bundesrat sein könne. Und das darf in der Tat nicht passieren. Deutschland muss reformfähig bleiben – oder erst wieder werden. Und passieren darf auch nicht, dass internationaler werdende Arbeitsmärkte ohne bundesweit geltende Regelungen für Studienabschlüsse, den Zugang zu Hochschulen, zu Qualitätssicherung und mehr möglich sind. 
14. Termine


15. bis 18. Februar 2005

13. LearnTec – Europäischer Kongress und Fachmesse für Bildungs- und Informationstechnologie, Ort: Kongresszentrum Karlsruhe, Infos: www.learntec.de.

23. bis 24. Februar 2005

Personal 2005 – Fachmesse für Personalmanagement, Ort: Messe Frankfurt/Main. Infos unter www.personal-messe.de.

28. Februar bis 04. März 2005

Didacta 2005, Die Bildungsmesse in Stuttgart, Infos unter www.didacta.de
	Neue Ausbildungsverträge in Handelsberufen nach Ländern

	 
	Kaufleute im Einzelhandel
	Verkäufer
	Kaufleute im Groß- und
Außenhandel

	
	2004
	2003
	2002
	04 zu 03
	2004
	2003
	2002
	04 zu 03
	2004
	2003
	2002
	04 zu 03

	Bund
	29986
	29067
	29203
	3,16%
	17159
	15113
	14743
	13,54%
	15660
	14345
	15029
	9,17%

	Schleswig-Holstein
	1265
	1154
	1194
	9,62%
	509
	410
	410
	24,15%
	716
	644
	668
	11,18%

	Hamburg
	695
	631
	720
	10,14%
	224
	145
	145
	54,48%
	677
	675
	623
	0,30%

	Niedersachsen
	2961
	2837
	2800
	4,37%
	1220
	886
	909
	37,70%
	1728
	1602
	1671
	7,87%

	Bremen
	269
	232
	271
	15,95%
	101
	64
	54
	57,81%
	243
	226
	223
	7,52%

	Nordrhein-Westfalen
	5433
	5146
	5159
	5,58%
	3997
	3462
	3203
	15,45%
	4011
	3627
	3810
	10,59%

	Hessen
	2134
	1996
	2060
	6,91%
	1073
	864
	820
	24,19%
	1049
	912
	915
	15,02%

	Rheinland-Pfalz
	1174
	1157
	1147
	1,47%
	818
	772
	748
	5,96%
	699
	584
	633
	19,69%

	Saarland
	359
	349
	393
	2,87%
	242
	156
	214
	55,13%
	229
	233
	207
	-1,72%

	Baden-Württemberg
	3670
	3575
	3788
	2,66%
	1750
	1502
	1270
	16,51%
	2256
	2170
	2149
	3,96%

	Bayern
	4533
	4487
	4605
	1,03%
	2393
	2203
	2062
	8,62%
	2391
	2198
	2434
	8,78%

	Berlin 
	1614
	1314
	1402
	22,83%
	484
	333
	324
	45,35%
	313
	243
	273
	28,81%

	Brandenburg
	1223
	1265
	1197
	-3,32%
	440
	503
	620
	-12,52%
	221
	222
	250
	-0,45%

	Mecklenburg-Vorpommern
	982
	1097
	1027
	-10,48%
	794
	905
	842
	-12,27%
	209
	211
	227
	-0,95%

	Sachsen
	1728
	1772
	1556
	-2,48%
	1162
	1085
	1283
	7,10%
	434
	361
	445
	20,22%

	Sachsen-Anhalt
	1000
	1021
	943
	-2,06%
	1155
	1049
	1022
	10,10%
	276
	249
	248
	10,84%

	Thüringen
	946
	1034
	941
	-8,51%
	797
	774
	817
	2,97%
	208
	188
	253
	10,64%

	Quelle: HDE-Berechnungen nach BIBB-Erhebung zum 30.09.
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